
BaWü-Check

S. Die Nutzung privater Handys
an Schulen soll in Baden-Württemberg kon-
sequenter reguliert werden. Künftig müssen
sich alle Schulen im Südwesten verbindliche
Regeln für den Umgangmit den Geräten ge-
ben. Der Landtag beschloss am Mittwoch
eine entsprechende Änderung des Schulge-
setzes. Bislang konnten sich Schulen ihre
eigenen Regeln geben, waren dazu aber
nicht verpflichtet. Künftig muss jede Schule
verbindlich regeln,wie,wann und obmobile
Endgeräte auf dem Gelände genutzt werden
dürfen. Die Handynutzung soll reguliert
werden, „um Störungen des Unterrichts und
des Schulalltags zu verhindern sowie die
Entwicklung und das soziale Miteinander
der Schülerinnen und Schüler zu fördern“,
heißt es in dem Gesetz. Die Regeln sollen
sich auf die private Nutzung von Smart-
phones undCo.beziehen.DieNutzung eige-
ner Geräte im Unterricht unter Anleitung
von Lehrkräften soll weiter möglich sein.
Grundschulen empfiehlt das Kultusministe-
rium,ein striktesHandyverbot.dpa

Strengere Handy-
Regeln an Schulen

Wie die wirtschaftliche Krise das Denken der Menschen prägt

*Mehrachnennungen
möglich
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Welche Auswirkungen hat die schlechtere
wirtschafliche Lage bereits au Sie?

achte beim Einkauen
mehr au den Preis

schränke mich ein
und lebe sparsamer

verschiebe größere
Anschaffungen

Arbeitsplatzsorgen von
Familienangehörigen

Arbeitsplatzverlust von
Familienangehörigen

habe meinen Arbeits-
platz verloren

nichts davon

Bevölkerung
insgesamt

Menschen, die sich
Sorgen um ihren

Arbeitsplatz machen

mein Arbeitgeber hat
wirtschafliche Nöte

mache mir Sorgen um
meinen Arbeitsplatz

Angaben in Prozent*

Die Lage der Automobilindustrie in Baden-Württemberg beunruhigt Sie wie stark?
Angaben in Prozent

Ein zweites Detroit? Droht Stuttgart ein
wirtschaflicher Niedergang, wenn sich die
Lage der Autoindustrie nicht verbessert?

ja, das glaube ich
45
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ich halte
das ür zu

pessimistisch

Grüne CDU SPD FDP AFD Linke
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starksehr stark gar nichtweniger stark
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34
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Wo sehen Sie die wichtigsten Gründe ür
die schwierige Lage der Autoindustrie?

wachsende Konkurrenz
ausländischer Hersteller

die Bürokratie
in Deutschland

Fehlentscheidungen der
Politik in Deutschland

hohe Energiepreise

chines. Subventionen
ür E-Auto-Hersteller

hohe Lohnkosten

EU-Vorgaben, wie z.B.
das Verbrennerverbot

Managementehler
der Autohersteller

Lieerschwierigkeiten

Angaben in Prozent*

Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 16 Jahre Quelle: Allensbach, ID-Umrage 6195/IGraiken: Krause, Zapletal

%

Macht die Landesregierung Ihrer Meinung nach genug, um Baden-Württemberg
als Wirtschafsstandort zu stärken?

Wie gut werden Kinder in Baden-Württembergs Schulen au das Berusleben vorbereitet?

nein, macht
nicht genug
68

Nein, macht nicht genug nach Wählern von:

gesamte Bevölkerung Eltern von Schulkindern

ja, macht genug
16

unentschieden
16

%

Autos von deutschen Herstellern sind of
teurer als Autos von anderen Herstellern.
Wiewürden Sie sich im Zweiel entscheiden?

ür ein
deutsches
Fabrikat
39

39
ür ein

ausländisches
Fabrikat

unentschieden
22

unentschieden
23

%

unentschieden
11

unentschieden
6

%%

gut
26

gut
34

sehr gut
3

sehr gut
7

gar nicht
gut
16

gar nicht
gut
17

44
weniger

gut

36
weniger

gut

V M S

S. Über Jahrzehnte waren die
Automobil- und Zulieferindustrie und der
Maschinenbau die Garanten einer florieren-
den baden-württembergischen Wirtschaft.
Wenn ausgerechnet in den einstigen Hoch-
burgen der Stabilität im großen Stil Perso-
nalabbau betrieben wird,macht das was mit
denMenschen.Ein erheblicher Teil sieht da-
hinrinnen,was das Land stark gemacht hat.
Jeder kann verfolgen, wie Mercedes-

Benz, Porsche sowie die Zuliefererkonzerne
Bosch,ZF&Co. ins Straucheln kommen.Am
eindrücklichsten macht sich dies im neuen
BaWü-Check der baden-württembergischen
Tageszeitungen an der Frage fest, ob der Re-
gionStuttgart ein Szenario drohtwie derUS-
AutostadtDetroit (Michigan),sofern sichdie
Lage in der Automobilindustrie nicht ver-
bessert – ein Niedergang auf ganzer Linie
nämlich.Bemerkenswerte 45 Prozent halten

dies für möglich,wie das Ins-
titut für Demoskopie Allens-
bach feststellt. Lediglich
knapp jeder Dritte hält dies
für zupessimistisch.
Entsprechend zeigen sich

57 Prozent der Befragten
über die Lage der Automobil-

industrie stark oder sehr stark beunruhigt.
Unter denjenigen Beschäftigten, die die Si-
cherheit des eigenenArbeitsplatzes imBlick
haben, geben sogar 71 Prozent an, dass sie
stark oder sehr stark beunruhigt sind.
„Wer eine negative Bilanz der eigenen

wirtschaftlichen Lage zieht, der bewertet
auchdiewirtschaftliche Lage des Landes ne-
gativer, als das der Durchschnitt der Bevöl-
kerung tut“, sagt die Geschäftsführerin des
Allensbacher Instituts, Renate Köcher. Inso-
fern lässt sich auch ein erstaunlicherWandel
im Meinungsbild der Baden-Württemberger
erkennen: Vormals zeigte die Mehrheit der
Bevölkerung zwar besorgt, aber kaum per-
sönlich von der Krise betroffen.Nun hat sich
der Kreis derer, die Konsequenzen für ihren
Arbeitsplatz fürchten,deutlich vergrößert.
Der Stimmungswandel führt zu einem

veränderten Konsumverhalten. Zwei Drittel
der Bevölkerung achten nach eigenenAnga-
ben beim Einkaufen derzeit mehr auf den
Preis als früher, knapp jeder Zweite versucht
sich generell einzuschränkenund sparsamer
zu leben, und fast jeder Dritte hat zuletzt

größere Anschaffungen
vorerst verschoben.
Auch die Probleme

des Arbeitsmarktes rü-
cken näher an die Bevöl-
kerung heran: 16 Prozent
wissen von Angehörigen
zuberichten,diesichSor-
gen um ihren Arbeits-
platz machen, weitere
sieben Prozent haben Fa-
milienangehörige, die
ihren Job bereits verloren
haben. Jeder Zehnte
macht sich auch Sorgen
um die Sicherheit des
eigenen Arbeitsplatzes,

unter den Berufstätigen sind es 15 Prozent.
Drei Prozent haben ihren Arbeitsplatz be-
reits verloren. Köcher relativiert jedoch: Der
Anteil der Erwerbstätigen, die um ihren
Arbeitsplatz fürchten, sei deutlich niedriger
als beispielsweise in der kritischen Phase
nach der Jahrtausendwende,was trotz Wirt-
schaftsflaute aneinemnoch relativ robusten
Arbeitsmarkt liege. „Die große Mehrheit
rechnet mit einem nur moderaten Anstieg
derArbeitslosigkeit“, soKöcher.
Die Mehrheit der Arbeitnehmer wäre

dennoch bereit, Einschränkungen für den
Erhalt des eigenen Jobs in Kauf zu nehmen,
falls ergefährdetwäre:Sowürdeesknapp je-
der zweite Arbeitnehmer akzeptieren, sich
umschulen zu lassen oder eine Fortbildung
zu machen, um den eigenen Arbeitsplatz zu
erhalten. Jeweils 37 Prozent könnten sich
vorstellen, ihre Arbeitszeiten zu verlängern
oder Kurzarbeit zu machen; knapp jeder
Vierte wäre bereit, auf Urlaubstage zu ver-
zichten. Eine Minderheit von neun Prozent
hingegen würde Lohnkürzungen akzeptie-
ren,umden eigenen Job zu erhalten.Und le-
diglich 15 Prozent der Arbeitnehmer wären
garnicht zuZugeständnissenbereit.Speziell
Berufstätige aus den unteren Einkommens-
gruppen würden Einschränkungen weniger
akzeptieren als Berufstätige aus den mittle-
ren oder höherenEinkommensstufen.

Dass die Krise ins Bewusstsein eindringt,
zeigt sich auch daran, dass der Kreis derer,
die für die kommenden fünf JahremitWohl-
standseinbußen rechnen, kontinuierlich
wächst.Aktuell befürchten schon28Prozent
derBevölkerungeineVerschlechterung ihrer
materiellen Situation. In einer bundeswei-
ten Befragung des Allensbach Instituts im
Mai lagderAnteil nochbei 16Prozent,damit
deutlich niedriger.Doch glaubt dieMehrheit
nach wie vor nicht, dass sich ihre materielle
Lage nennenswert verschlechtert. Da lohnt
aber auch der Blick auf die Altersgruppe: In
der jungen Generation geht rund die Hälfte
davon aus, dass sich ihre eigene ökonomi-
sche Lage verbessernwird –bei den über 60-
Jährigen sind es nur zehnProzent.
Vier Monate vor den Landtagswahlen im

Südwesten überrascht nicht, dass das Wahl-
verhalten von der aktuellen Misere geprägt
seindürfte.68Prozentmeinen,dass die Lan-
desregierung mehr tun müsste, um den
Wirtschaftsstandort zu stärken. Überdurch-
schnittlich sind die An-
hänger von AfD und FDP
davon überzeugt, unter-
durchschnittlich die An-
hänger von SPD, Grünen
undLinken.
Entsprechend skep-

tisch wird die Wirt-
schaftsministerin des
Landes,Nicole Hoffmeis-
ter-Kraut (CDU), bewer-
tet: Von denen, die die
Ministerin kennen, be-
urteilen 34 Prozent die Arbeit der Politikerin
positiv, während ihr 22 Prozent eine „weni-
ger gute“und 21 Prozent „keine gute“Arbeit
attestieren. Rund jeder Vierte traut sich in
dieser Frage kein Urteil zu. Besonders kri-
tisch äußern sich erneut die potenziellen
Wähler vonAfDund FDP,während dasUrteil
der Anhänger der Regierungsparteien, Grü-
neundCDU,überwiegendpositiv ausfällt.
WennesgenerellumWege ineinebessere

Zukunft geht,wird stets das Bildungssystem
genannt.Die Erwartungen sind hoch.An der
Spitze der Forderungen, wofür sich ein Bil-
dungspolitiker besonders einsetzen sollte,
stehen Integrationsmaßnahmen und eine
bessereVorbereitungaufdasBerufsleben.60
Prozent erwarten den Einsatz für verpflich-
tende Deutschkurse zugunsten von Schüle-
rinnen und Schülern mit Sprachproblemen,
59 Prozent fordern, dass Kinder und Jugend-
liche in den Schulen mehr auf das Berufsle-
ben vorbereitetwerden,und 50Prozentwer-
ben für die Sanierungmaroder Schulbauten.
Knapp jeder Zweite sieht es als zentrale

Aufgabe der Bildungspolitik an, für eine bes-
sere digitale Ausstattung der Schulen sowie
für weniger Stundenausfall zu sorgen. Vier
von zehn Bürgern halten es zudem für be-
sonders wichtig, dass der Wert von Ausbil-
dungsberufen erhöht wird, damit sich mehr
Schüler für eine Lehre entscheiden, ebenso
viele wünschen sich kleinere Klassen. Auch
die Förderung von leistungsschwächeren
Schülernsowiedie Integrationvonausländi-
schenSchülernhalten viele für elementar.
BeimÜbergang von der Schule in den Be-

ruf hapert es offenkundig – die Wirtschaft
wirbt schonseit Jahrendarum,mehrEinfluss
auf die berufliche Orientierung der Schüle-
rinnen und Schüler zu gewinnen. Erfolge
stellen sich nur langsam ein.Auch die große
MehrheitderBefragtenhatdenEindruck,die
Schulen im Südwesten würden unzurei-
chend auf das Berufsleben vorbereiten: 60
Prozent sind davon überzeugt, dass die Kin-
derweniger oder garnicht gut auf denWech-
sel eingestimmt werden; lediglich 29 Pro-
zent halten die Anstrengungen der Schulen
in dieserHinsicht für gut oder sehr gut.

Ängste um den Job kommen näher
Die kritische Lage vor aemder
Industrie führt zu deutichen
Einschränkungen bei
einemGutteiderMenschen
in Baden-Württemberg.

„Wer eine
negative
Bilanz der
eigenen
wirtschaft-
lichen Lage
zieht, der
bewertet
auch die Lage
des Landes
negativer.“
Renate Köcher,
Chefin des Aens-
bach Instituts

„Die große
Mehrheit
rechnet mit
einemmode-
raten Anstieg
der Arbeits-
losigkeit.“
Renate Köcher,
Meinungs-
forscherin

Basis Der BaWü-Check ist eine Umfrage im
Auftrag der baden-württembergischen
Tageszeitungen, durchgeführt vom Institut
für Demoskopie Aensbach. Insgesamt
beteiigen sich 45 Zeitungsverage.

Zeitraum Im November und Dezember wur-
den in Baden-Württemberg 1021 Menschen
in einem repräsentativen Querschnitt der
baden-württembergischen Bevökerung ab
16 Jahren befragt. Die Befragten sind Mit-
gieder eines Onine-Panes, die Stichprobe
wurde durch eine nach Geschecht, Ater,
Schuabschuss und Regierungsbezirk ge-
schichtete Zufasauswah gezogen. Die
Stichprobe wurde gewichtet, dabei orien-
tierte man sich amMikrozensus 2023.

Fragebogen Die für die Befragung ausge-
wähten Personen bekamen per E-Mai eine
Einadung zur Teinahme und füten einen
Onine-Fragebogenmit 15 Fragen aus. red

Hintergrund zum BaWü-Check

BaWü-
Check

Jahrzehnteang war die Autoindustrie ein
Garant fürWohstand. Foto: Imago/Hans-Günther Oed

Auch der Maschinenbau brauchte gut ausge-
bidetes Persona. Foto: dpa/MarijanMurat

Auf gut Schwäbisch

Der Erzengel Gabriel
ruft „Hallo Julia!“
V J Sll

Zumweiterhin beliebten Thema „Vorschitz“
trägt Kornelia Stahl aus Mönsheim ein Zitat
ihrer Großmutter nach: „Als die Vorschitz-
gäste no schpät en dr Stub gsessa sen, hot
d’Großmuadr gsait: ,Daussa lauft’s ällabott
rom!‘ Sie wollte damit schwäbisch sparsam
anmahnen: Der Stromzähler im Flur dreht
sich unentwegt, wenn so spät noch Licht in
der Stube brennt.“

„Bei oos said mr ,Ausselaufe‘, wenn man
sich bei Nachbarn oder Verwandten getrof-
fen hat“, schreibtWaltraud Lachenmaier aus
Hecken- und Schlehengau: „Ganz früher, im
19. Jahrhundert, hieß es offiziell ,Lichtkarz‘
und wurde von der kirchlichen Obrigkeit
nicht gerne gesehen, zeitweise sogar verbo-
ten.Man störte sich daran, dass junge Leute
beiderlei Geschlechts sich dabei trafen und
befürchtetenunzüchtigesVerhalten.“

„Auch ich kenne diesen alten Brauch“,
teilt unsRoseGolker ausNürtingenmit: „Ich
bin im Hohenlohischen aufgewachsen. Da
haben sichFrauenausdemDorf andenWin-
terabenden getroffen und gestrickt (meis-
tens Socken). Es gab eine Kleinigkeit zu es-
sen und zu trinken, und jede Frau, die teil-
nahm,hat auch einmal selbst eingeladen. Es
warein sehr schöner alterBrauch.Später gab
es dann den Landfrauenverein, und da traf
man sich in der Dorfgaststätte zu Vorträgen
und zumBasteln.“

Und auch zum „Pfuuzgen“ erreichen uns
weitereZuschriften.ThomasSteinleausSin-
delfingen meint: „Die schönste Erklärung
fürdas ,Pfuuzgen‘lieferteeinstunser schwä-
bischer Humorist Willy Reichert. In einem
TV-Werbespot für die Cannstatter Mineral-
quellen öffnete er eine Flasche Sprudel und
sagte im schönsten Honoratioren-Schwä-
bisch: ,SehenSiewie des pfuuzgat!‘“

Von Albert Keller haben wir diese vor-
weihnachtliche Zuschrift erhalten: „I ben a
29er ond ka mi no guat a die Zeit noch em
Krieg erinnere.Es isch glei nochWeihnachta
gwea,nohot aNochbere dr kleineNochbars-
buagfrogt,wasau ’sChristlendleällesbrocht
häb. No hot er uffzählt: ,Vo meire Mamma
nuieHedschich,vomeireAhne a ganzeGuck
voll Nusse ond zwe Äpfel, ond mei Vadder
hotmir a Schleifezt bronzt. . .!‘“

Ein weiteres Kindergöschle stammt von
Ute Huss: „Vor vielen Jahren wurde im Kin-
dergarten ein Krippenspiel geprobt, das an
derWeihnachtsfeier aufgeführt werden soll-
te. Mein Sohn durfte die Rolle eines Hirten
übernehmen, und er war mit Feuereifer bei
jeder Probe dabei. Als ich ihn damals fragte,
wie es mit der Probevorführung klappt, ant-
wortete er: „I woiß oifach et, wer die Julia
isch.‘ Ich antwortete: ,In der Weihnachtsge-
schichte gibt es keine Julia. Er: ,Doch! Wenn
der Erzengel Gabriel kommt, ruft der emmer
‚Hallo Julia!‘Ermeintewohl: ‚Halleluja‘ . . .“

Der schwäbische Spruch des Tages kommt
von J. A. Pratz: „Dr besê Bua sechd: ,Wenn d’
ned laufsch,nôdrag i di hald.‘“

→SchreibenSie uns:
Zentraredaktion, Postfach 10 44 52, 70039
Stuttgart, Stichwort: Schwäbisch, Fax: 07 11 /
72 05 - 14 01; E-Mai: schwaebisch@stzn.de

Tägich neu: Landestypisches für
Einheimische undReigschmeckte
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